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DAS (VON ORDENSGEMEINSCHAÄAFT V  E)
CHWESTE  VERMÖG WIRTSCHAFTLICHEN

DES RDENS

Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 3.5.1976 I1l 93./4 in Ver-
bindung miıt dem Urteil des Verwaltungsgerichtes Karlsruhe VO 1974
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Ta Die Klägerin ıst Ordensschwegster mi1t einfacher Profeß Sıe
hbesitzt 0O  - ıhren Eltern her (zusammen mi1t ihren Geschwistern) einen Anteil einem
Haus- Un Grundbesitz ıIn Mannheim. Dieses Haus erlitt Kriegsschäden, welche die
Schwester eım Lastenausgleichsamt aufgrund der Bestimmungen des Lastenausgleichs-
gesetzes geltend machte Da der Antrag abgelehnt wurde, mußte die Schwester (als
Klägerin) auf dem Rechtsweg gegenüber dem Lastenausgleichsamft der Beklagten) ihren
Anspruch durchsetzen. Im Verlauf dieses Rechtsstreites gelangte das Verwaltungsgericht
Karlsruhe einer interessanten Entscheidung, die ıer AausZugZsWwelse
wiedergegeben werden soll

„Die Klägerin gehört der Kongregation der Barmherzigen Schwestern des heiligen
Franziskus Zusammen miıt ihren Geschwistern WarTr 61e Eigentümerin des gemischt
genutzten Grundstücks iın Mannheim, Waldstadtstr. 6 J dem 1n der Nacht VO:

AA September 1943 eın Kriegsschaden eingetreten ist. Im Jahre 1953 beantragte
661e die Feststellung VO  j Kriegssachschäden. Das Ausgleichsamt der Beklagten stellte durch
Bescheid VO 1958 einen Schaden 1n Höhe VO  - insgesamt fest. Dieser
Bescheid wurde durch Bescheid der Beklagten VO: 1971 1n der Weise abgeändert,
dafß der Antrag der Klägerin auf Schadensfeststellung abgelehnt wurde. Die Klägerin
@1 cseıit 1939 Ordensschwester; der Orden Ge1 daher wirtschaftlicher igentümer des
Anteils der Klägerin. Die Beschwerde der Klägerin wurde durch Beschlufß des Beschwer-
deausschusses beim Regierungspräsidium Nordbaden (jetzt Karlsruhe) VO 1972
als unbegründet zurückgewiesen.
Mit der Klage beantragt die Klägerin, den Bescheid des Ausgleichsamts aufzuheben.
5ije rag VOT, die 1m Stand der zeitlichen Profeß befindlichen Mitglieder der Orden selen
nach Canon 580 Codex Juris Canonici vermögensfähig. Abgesehen davon, dafß die
Einsetzung des Ordens als Erbe ke  in Anzeichen für ein wirtschaftliches Eigentum des
Ordens dem Privatvermögen der Ordensangehörigen darstelle, Ge1 1n ihrem Fall
der Inhalt des Testaments nicht bekannt. Es 61 unzulässig Uun: unzumutbar, VO  a} ihr

verlangen, daß 61€e ihren Lebzeiten den Inhalt ihres Testamentes bekannt geben
solle, einen Vermögensverlust vermeiden. Nach der Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofes se1l Ordensangehörigen, die LLUTLT die einfachen Gelübde abgelegt
hätten, möglich, prämienbegünstigt sparen, weil 61e bürgerlich-rechtlich Einkommen
un Vermögen haben könnten. Da nach kirchlichem Recht un den Konstitutionen der
Orden jedes Ordensmitglied bei dem Eintritt iın den Orden eın Testament errichten
musse, habe uch ın dem VO: Bundesfinanzhof entschiedenen Fall eın Testament
estanden. Ordensangehörige mit einfachen Gelübden würden VO  ' den Finanzbehörden
als persönlich vermögenssteuerpflichtig, behandelt un deren privates Vermögen werde
nicht dem Ordensvermögen zugerechnet. Solange nicht feststehe, daß der Orden wirt-
schaftlicher Eigentümer ihres Vermögens sel, habe 61e einen Anspruch auf Feststellung
des Kriegsschadens.
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Die Beklagte beantragt Klagabweisung.
Sie rag VOTLI, die Klägerin habe War über den Inhalt der testamentarischen Verfügung
keine Auskunft erteilt. Wenn Verwaltung Uun!: Nutznießung des Vermögens auf den
Orden übertragen und dieser Z Erben eingesetzt worden sel, 6e1 der Orden wirt-
schaftlicher Eigentümer. Solange der Inhalt des Testaments nicht bekannt sel, st+ehe
nicht fest, dafß die Klägerin unmittelbar Geschädigte cel. Eine Schadensfeststellung wa a A S I 2 TI DG€e1 daher nicht möglich.
Der Vertreter der Interessen des Ausgleichsfonds beim Verwaltungsgericht Karlsruhe
beantragt ebenfalls Klagabweisung.
Er rag VOT, der Orden Gce1 1n Höhe des Anteils der Klägerin wirtschaftlicher igen-
tumer des 11 1ff Steueranpassungsgesetz geWESCH un:! deshalb nach 2720
Abs Satz Lastenausgleichsgesetz unmittelbar Geschädigter. Entscheidend
sel, welche zivilrechtlichen Mafßnahmen die Klägerin 1n Bezug auf ihr Vermögen B
troffen habe Die Übertragung der Verwaltung un Nutzniefßung Ge1 noch keine
Überlassung des wirtschaftlichen Eigentums. Anders G1 jedoch, wWenn die Klägerin
uch zugunsten des Ordens testiert habe Nach der allgemeinen Lebenserfahrung G€1
davon auszugehen, da die Klägerin 1e5 habe Ordensangehörige müßten VOT
der Ablegung ihres Gelübdes eın Testament errichten. Es wird VO  . ihnen erwartert,
daß 661e den Orden als Erbe einsetzten.

ENTS SGRUNDE
Der Bescheid der Beklagten VO 1971 ist rechtmäßig.
Nach erster Halbsatz des Feststellungsgesetzes FG) kann die Feststellung e1ines
Kriegsschadens 1Ur der Geschädigte 800 Sinne des 229 LAÄG beantragen. Nach 229
Abs Satz LAG Äilt als Geschädigter der unmittelbar Geschädigte. Be1l Vermögens-
schäden ist unmittelbar Geschädigter, Wer 1m Zeitpunkt des Schadenseintritts Eigen-
tumer des Wirtschaftsguts wWar (vgl 229 Abs Satz erster Halbsatz LAG) Der
i1gentümer e1ines Wirtschaftsguts ist jedoch dann nicht unmittelbar Geschädigter
des 229 LAG, WEenl das verlorene Wirtschaftsgut bei Anwendung des 11 Steuer-
anpassungsgesetz dem Vermögen eiNer anderen Person zuzurechnen ist vgl 229
Abs GSatz LAG) In diesen Fällen ist dieser andere unmittelbar Geschädigter.
ach ÜT 1ff Steueranpassungsgesetz werden Wirtschaftsgüter, die jemand iın
Eigenbesitz hat, dem Eigentümer zugerechnet. Eigenbesitzer ist, wer eın  < Wirtschaftsgut
als ihm gehörig besitzt. Wirtschaftliches Eigentum ist immer dann anzuerkennen, wenn
eın anderer als der Eigentümer diejenige wirtschaftliche Herrschaft ausübt, deren mC
wöhnlicher Ausdruck das Eigentum ist (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil V,
1960 111 Zeitschrift für den Lastenausgleich 1960, 262) Derjenige, dem
die Verwaltung un: Nutznießung eines Grundstücks übertragen worden ist, ist Wäar
nicht schon als solcher wirtschaftlicher Eigentümer. Wenn ber noch eın weiteres hinzu-
Agl 1st durchaus möglich, wirtschaftliches Eigentum anzunehmen, ür das die Ver-
waltung un Nutznieiung 11UTr der sichtbare Ausdruck ISr
Wenn ıne Ordensschwester dem Orden Vermögen nicht LLULr ZUr Verwaltung un
Nutznießung übergeben, sondern das Vermögen dem Orden uch Jetztwillig ZUSC-
wendet hat, ist das Vermögen damit ın den Eigenbesitz des Ordens übergegangen
(vgl Hübschmann Hepp — Spitaler, Komm Dr Reichsabgabenordnung, ufl 1970
RndNr. S11 Steueranpassungsgesetz). Entscheidend für die Beurteilung der
Rechtslage ist nicht die außere bürgerlich-rechtliche Gestaltung der Rechtsvorgänge
zwischen der Klägerin Uun! dem Orden, sondern eC1I1eN wahre Be eutung 1e
Wirkung, die ihnen VO  5 den Beteiligten beigelegt wird. Die Klägerin hat das Gelübde
der Armut abgelegt. 5ie ist nach der Regel ihres Ordens verpflichtet, VOT Ablegung
der zeitlichen Profeß die Verwaltung, den Gebrauch un die Nutznießung ihres Ver-
mÖögens für die Zeit, iın der 61e durch Profelß gebunden ist, einem anderen übertra-
gCHhn Die Klägerin hat die Verwaltung un Nutznießung ihrem Orden übertragen. Sie
behält War uch nach der Profeß das Eigentumsrecht. Sie erledigt jedoch die azu
VO bürgerlichen Recht vorgeschriebenen Rechtsgeschäfte 1mM Einvernehmen mit der
General- bzw Regionaloberin der 1n dringenden Fällen nach Vereinbarung miıt der
Konventsoberin. Wenn die Klägerin nach Ablegung der zeitlichen Profeß weıteres
Vermögen erwirbt, muß 6S1e 1m Zeitpunkt des Erwerbs uch hinsichtlich dieser
Vermögensgegenstände Verwaltung un Nutznieiung auf einen anderen übertragen.
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Wenn die Ordensschwester die hinsichtlich ihres Vermögens getroffenen Verfügungen
andern will, bedarf 661e dazu der Erlaubnis der Generaloberin. Die OVIZzIin M} VOT

Ablegung der ersten Profe( über alle schon vorhandenen Uun:! noch anfallenden (Güter
eın Testament machen. Fine Änderung des lTestamentes ist 1Ur miıt Zustimmung der
Generaloberin möglich. Die OVIizin kann WäarTr einen ritten als Erben einsetzen, 1n
der Regel wird jedoch das Vermögen dem Orden zugewendet. Wie der Vertreter der
Interessen des Ausgleichsfonds bei den Ausgleichsämtern Offenburg und ehl 1ın
seinem Schreiben VO: 12. 1970 das Landratsamt Offenburg mitgeteilt hat sind
1m Bereich der Ordenskongregation der Klägerin bislang keine Ausnahmen VO:  - dieser
Regel bekannt gyeworden. Wenn ıine Ordensschwester ihr Vermögen dem Orden
nächst AA Verwaltung un! Nutznießung und nach ihrem ode ZU: Eigentum über-
läßt, ist daraus entnehmen, da{flß 661e schon bei ihrem Eintritt ıIn den Orden ın
diesem den Nachfolger ın ihren irdischen Gütern gesehen hat un: ihm die Stellung
e1ines igentümers geben wollte. Die äußeren Rechtsvorgänge geben den wahren Willen
der Beteiligten 198588 unvollkommen wieder. Sie bezwecken 1n Wirklichkeit die endgültige
Übertragung des Vermögens auf den Orden (vgl Reichsfinanzhof 4 J Nal2 [113])
Der Bundesfinanzhof hat WAar 1ın seinem Urteil VO 10., 5. 1968 VI 106/67
(Bundessteuerbl. 1968 eil 11 595) ausgeführt, daß die zeitlich unbegrenzte ber-
tragung der Verwaltung des Vermögens bürgerlich-rechtlich der Übertragung des Ver-
mÖögens cselbst nicht gyleichsteht. Es mMag uch zutreffen, daß uch der Kläger 1ın jenem
Verfahren bei seinem Eintritt in den Orden eın Testament errichtet hat Nach 118
Abs Finanzgerichtsordnung ist der Bundesfinanzhof die ın dem angefochtenen
Urteil getroffenen tatsächlichen Feststellungen gebunden, G1 denn, daß ın Bezug
aut diese Feststellungen zulässige un begründete Revisionsgründe vorgebracht sind.
Wenn das angefochtene Urteil des Finanzgerichts keine Feststellungen der Frage
enthalten hat, ob der Kläger ıIn jenem Verfahren entsprechend den Vorschriften des
kirchlichen Rechts und den Konstitutionen der Orden e1n Testament errichtet hat,
konnte der Bundesfinanzhof diese Frage 1n seiner Entscheidung nicht berücksichtigen.
Es kann auch dahingestellt bleiben, ob Ordensangehörige mi1ıt einfachen Gelübden VO  -

Finanzbehörden als persönlich vermögenssteuerpflichtig behandelt werden. Dies
ann darauf zurückzuführen Se1in, da{s die Finanzamter VO  3 der Vermögenssteuerpflicht
der Ordensmitglieder ausgehen, solange 661e VO  5 einer Erbeinsetzung des Ordens nicht
unterrichtet werden.
Die Klägerin hat abgelehnt, die Frage beantworten, ob 61e 1n ihrem Testament
den Orden als Erbe eingesetzt habe Der ertreter der Interessen des Ausgyleichsfonds
hat jedoch Recht ausgeführt, dafß nach allgemeinen Lebenserfahrung davon

das c1e VOT Ablegung der erstenauszugehen ist, da{fs die OVizin in dem JT estament,
Profef(ß errichtet, den Orden als Erbe einsetzt. Es wurde bereits darauf hingewliesen,
daß nach der Mitteilung des Vertreters der Interessen des Ausgleichsfonds bei den
Ausgleichsämtern Offenburg un ehl 1m Bereich der Ordenskongregation un der
Klägerin bislang kein Fall bekannt geworden sel, ın dem ine Schwester in ihrem
Testament ihr Vermögen einem Dritten zugewandt habe Nach S 108 Abs Satz
VwGO entscheidet das Gericht nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Ver-
fahrens eEWONNENECIN ÜberzeugUunN$s. Im Rahmen dieser freien Beweiswürdigung kann
uch der Umstand berücksichtigt werden, da ıne Partei schuldhaft die Aufklärung des
Sachverhalts erschwert hat (vgl Eyermann-Fröhler, VwGO, ufl 1965 RndNr.
S  SI 856 miıt weıteren Nachweisen). Den Beteiligten obliegt iıne Mitwirkungspflicht, der-
zufolge 6S1e ihre Erklärungen über t+atsächliche Umstände vollständig und der Wahrheit
gemäß abzugeben haben (vgl Schunck De Clerck, VwGO, ufl 1967, Anm
bb) untier inweis auf 173 WwWwGO Il. S 138 Abs un ZPO) Es ist der Klä-
gerin uch zuzumuten, den Inhalt ihres Testamentes bekanntzugeben. Es handelt sich
bei einer derartigen Verfügung VO  n Todes gen eın Rechtsgeschäft mı1t vermO-
gensrechtlichen Auswirkungen. Die Klägerin hat mit ihrem Antrag auf Feststellung VO  j

Vertreibungsschäden allgemeinen Rechtsverkehr teilgenommen. Es kann deshalb
uch VO ihr erwartet werden, daß s1ie ZUr Aufklärung der rechtlich erheblichen Um-
stände beiträgt, soweıit nicht überwiegende höchstpersönliche Interessen berührt WelIl-

den. Dafür sind jedoch 1m vorliegenden Fall keine Anhaltspunkte ersichtlich. Nach
alledem ist nach Ansicht der Kammer davon auszugehen, daß uch die Klägerin ın
ihrem Testament ihren Orden als Erben eingesetzt hat.
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Die Klage mu{fte somıiıt abgewiesen werden.
Die Kammer hat die Kevision das Bundesverwaltungsgericht der grundsätz-
lichen Bedeutung der Sache zugelassen. In einem Revisionsverfahren kann nämlich
die grundsätzliche Frage geklärt werden, unter welchen Voraussetzungen bei Ordens-
angehörigen miıt einfachen Gelübden wirtschaftliches igentum des Ordens vorliegt.“
Die Feststellung des Verwaltungsgerichts Karlsruhe: das ypersönliche Vermoögen eINEeS
Ordensmitglieds mi1t einfacher Profeß ıst wirtschaftliches E1gzentum der Ordensgemein-
schaft, Wenn derselben die Verwaltung AaNnDertirauft wurde, konnte S der schwer-
wiegenden Auswirkungen dieses Urteils 1 Bereich des bürgerlichen Rechts und V“Or
allem des Steuerrechts nıicht hingenommen ıwperden. Deshalh entschied der zuständige
Ortsbischof, daß eım Bundesverwaltungsgericht ın Berlin Revision einzulegen SP1 Die
Revisionsbegründung der Ordensschwester tutzte sıch dabei 1mM wesentlichen auf eın
Gutachten, das Hegemann mi1t SETLUÜET Blickrichtung auf diesen
Prozefß erstattete Da diesem Votum mehr als prozessuale Bedeutung zukommt, wird

nachstehend abgedruckt.
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